
Geschäftsmodelle wie Vivento Costumer Services (VCS) sollten externes Arbeitsvolumen zu-
rückgewinnen und neue Geschäfte akquirieren. So lautete die Einigung im Rahmen der
Tarifverhandlungen im Jahr 2004 zum damaligen Beschäftigungsbündnis. Anders ausge-
drückt, extern durchgeführte Arbeiten sollten in den Konzern Telekom zurückgeholt und

neues Geschäft für die VCS am
Markt akquiriert werden.
Offensichtlich konnten sich die Te-
lekom-Manager schon bald nicht
mehr an diese Vereinbarung erin-
nern, denn die Telekom hat das Ver-
handlungsergebnis völlig anders
dargestellt und auch anders als ver-
einbart gehandelt.
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Vivento Costumer Services

Chance für sozialverträglichen
Personalumbau im Telekomkonzern?

Der Bundestag hat Ende Oktober das Telekommu-
nikationsgesetz überarbeitet. In diesem Gesetz hät-
ten endlich die Weichen für eine gute und flächen-
deckende Breitband-Infrastruktur in Deutschland
gestellt werden sollen. Doch die politischen Lager
streiten weiterhin über den Umgang mit der Netz-
neutralität, über Datenschutz und auch über das
Ob, Wie und Wann eines flächendeckenden Breit-
bandausbaus. Nun ist das Gesetz erstmal durch den
Bundestag und damit wieder eine Chance für Ar-
beitsplätze und Wirtschaft vertan. Weder wurde
die Netzneutralität praxis- und verbrauchertauglich
definiert, noch gibt es einen Durchbruch für einen
beschleunigten Breitbandausbau. Von einem muti-
gen Schritt in Richtung Breitband-Universaldienst
ganz zu schweigen…

Mehr zur TKG-Novelle auf Seite 8

§ TKG-Novelle
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VCS



Manfred Rowedda
ist im Oktober un-
erwartet an einem
Herzinfarkt gestor-
ben. ver.di trauert
mit seinen Ange-
hörigen um einen
kompetenten ge-
werkschaftlichen
Mitstreiter und ei-
nen liebenswer-
ten, stets positiv
denkenden Men-
schen.

Berlin: Mitgliedergruppe ver.di Senioren Charlotten-
burg/Spandau: Öffentliche Sitzung am 23. Nov. um 14
Uhr im Seniorenclub Lindenufer, Mauerstr. 10 A. Weitere
öffentliche Sitzungen jeweils um 18 Uhr, Zur Sorgen-
pause, Krowelstr. 7, am 23. Januar und 27. Februar
2012.
Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1. Die. im Mon., 16 Uhr,
DGB-Haus, Bhf-Platz.
Heidelberg: BeG Sen., FB 9, jed. 2. Mittw. im Monat, 15
Uhr, Gaststätte „Löwenkeller“, Rohrbacher Str. 92.
Kassel: ver.di Betriebsgruppe Senioren Post/Telekom Kas-
sel: Adventstreffen am 1. Dez. in „Eppo’s Clubhaus“, Da-
maschkestr. 35.
Kaiserslautern: BeG Sen. FB 9/10: Mitgliedertreff mit In-
fos und Plaudern jed. 1. Mittw. im Mo. um 15:30 Uhr im
Vereinsheim des Eisenbahner-Sportclubs West, Vogel-
woogstr. 59.
Lübeck: BeG der DT TS Nord, FB 9, Bereich Lübeck. Treff
jed. 1. Mi. im Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31,
Raum V153.
Münster: BeG P, Pb, T: am 5. Dez. Weihnachtsfeier.
Neuss: Sen. Kreis Neuss: Sprechst. in der ver.di-Ge-
schäftsst., Hammer Landstr. 5, 3. Etage; immer 1. Mo. im
Mon., 10 bis 12 Uhr.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwabach/Roth/Lauf,
FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do. im Mon., 14.30 Uhr, Gast-
stätte „Genossenschaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-
Platz 2, am 1. Dez. Versammlung, Referent Dr. Mauser zu
Heilkräutern, am 15. Dez. Weihnachtsfeier, jeweils Beginn
um 14:30 Uhr.
Oldenburg: Sen OV FB 9/10 Gruppen: Digitalfotos am
2. Die. jeden Mon., 9 Uhr im „Ambiente“-Vereinslokal
des PostSportVereins, Oldenburg, Alexanderstr. 488; Bas-
teln, Malen, Klönen, Skat am 2. Die. jeden Mon., 9 Uhr
in den Dragoner Stuben, Bundeswehrgelände, Olden-
burg, Ulmenstr.; Jakkolo alle 3 Wochen, Kegeln alle 4
Wochen, Auskunft Punke 0441-505137; Fahrten in 2010
Auskunft Lojowsky 0441-301069.
Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden
Mittw., 11-12 Uhr, ver.di-Geschäftsst., Of-
fenburg, Okenstr. 1c, auch tel.: 07 81/91
71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG VE P/T: 1. Dez. Mo-
natstreff um 14.30 Uhr, „Krone“.
Weiden: BeG Sen. Nordoberpfalz FB 9/10:
Monatsvers. immer am 1. Mittw. im Mo-
nat, 14 Uhr, Gaststätte Bräustüberl. Am 7.
Dez. Gemütl. Beisammensein zum Jahres-
abschluss.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T: Informati-
onsveranstaltung mit Adventskaffee am
24. Nov., 14 Uhr, Gaststätte Rost Nidda-
witzhausen.
Wolfenbüttel: Sen. OV FB 9/10: Sprechst.
Jed. Mittw. für ver.di-Mitgl. 9.30 bis 12
Uhr, ver.di-Büro, 1. Etage, Rosenwall 1,
ver.di-Lohnsteuer-Service: 05331/882680.

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 14. November 2011
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Nachruf
ver.di trauert um
Manfred Rowedda

Manfred Rowedda
wurde nur 62 Jahre alt.

anfred Rowedda war seit der Gründung von ver.di

hauptamtlicher Gewerkschaftssekretär für die Be-

schäftigten in den Betrieben der Branchen Telekommuni-

kation, Informationstechnologie und Datenverarbeitung. Er

war sowohl im Münsterland als auch landesübergreifend

tätig. Vor seiner hauptamtlichen Tätigkeit als Gewerk-

schaftssekretär der Gewerkschaft HBV im Jahre 1990 war

er viele Jahre ehrenamtlich aktiv. Für seinen zuverlässigen

und herzlichen Umgang in der fachlichen sowie regiona-

len Betreuungsarbeit wurde er hochgeschätzt.

M

Haushalte,
die nur noch
per Handy

telefonieren
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MORGEN, ÜBERMORGEN

Rationalisierungsbedingt umge-
setzt zu werden, darf in der Deut-
schen Telekom nicht bedeuten, für
alle Zeit ausgegrenzt, abgehängt
und stigmatisiert zu sein.

ie Kolleginnen und Kollegen sind

teilweise seit sieben Jahren in

neuen Strukturen für die Deutsche Te-

lekom tätig und ebenso lange von pro-

zentualen Einkommensentwicklungen

abgehängt. Der Konzern schätzt ihre

Hilfe und lobt die Leistungsfähigkeit

der Vivento Costumer Services (VCS).

Es wird höchste Zeit, dass verbale

Wertschätzung sich in Einkommenser-

höhungen niederschlägt. Es ist dreist,

wenn der Arbeitgeberverband zwei-

mal sogar Verhandlungen über Ge-

haltserhöhungen ablehnt. Darauf gibt

es nur eine Antwort: Die Kolleginnen

und Kollegen in der VCS werden Ge-

genwehr, bis hin zum Arbeitskampf

leisten. Und nach der Betriebsrätekon-

ferenz der Telekom Deutschland GmbH

und der Service-Gesellschaften ist klar,

die anderen Beschäftigten in der Deut-

schen Telekom werden sie dabei un-

terstützen. Die Arbeitgeber sind gut

beraten, alles zu tun um Streiks und

Solidaritätsstreiks zu vermeiden. Sie

sollten die Beschäftigten endlich ernst

nehmen.

Auch bei den geplanten Standort-

schließungen ist es nicht hinzuneh-

men, dass wiederum Menschen in

ländlichen Regionen über Kilometer

hinweg zu neuen Arbeitsorten reisen

sollen, ohne das geprüft wird, wie das

realisiert wird, was die Deutsche Tele-

kom in Zeitungsannoncen bewirbt:

die Arbeit zu den Menschen bringen.

Zu Begrüßen ist es, wenn Rückkehr-

möglichkeiten in den Konzern ge-

schaffen werden, aber nur zu den Be-

dingungen, als ob sie den Rest des

Konzerns nicht verlassen haben. Es

wäre weder zu verstehen noch zu ak-

zeptieren, wenn es beim Wechsel bei

dem Gehaltsniveau bleibt, dass die

Beschäftigten in der VCS zum Teil

über sieben Jahre erleiden mussten –

ein Gehaltsniveau ohne prozentuale

Lohnerhöhungen. Lothar Schröder

VCS braucht
Perspektiven

und
Solidarität!

Nur drei Jahre nach
der TKG-Novelle im
Jahre 2011 stellt die
Bundesregierung fest:
Deutschland hat sich
bei der Telekommuni-
kations-Infrastruktur
zu einem Flickentep-
pich entwickelt. 2014
ist Deutschland von
einer flächendecken-
den schnellen Breit-
bandversorgung weit
entfernt.

ie digitale Spal-

tung Deutschlands

hat zugenommen: Viele

Haushalte sind immer

noch nicht mit einem

zeitgemäßen Internetzu-

gang versorgt. Andere

haben zwar laut Vertrag

einen Breitbandan-

schluss, dieser funktio-

niert jedoch nicht zuver-

lässig. Der Gesetzgeber

hat es 2011 versäumt,

Schnittstellenstandards

vorzuschreiben. Die

Folge ist, dass es bei der

Durchleitung von Daten

von Netz zu Netz immer

öfter zu Störungen

kommt, da kleine und

große Netzbetreiber un-

terschiedliche technische

Standards nutzen. Ver-

braucher klagen darü-

ber, dass Dienste nicht

überall verfügbar seien.

Und immer öfter stellt

die Bundesnetzagentur

fest, dass hinter den ver-

meintlichen Störungen

Schnittstellenprobleme

liegen. Durch inkompati-

ble Schnittstellen bleiben

einzelne Bits, ganze Da-

tenpakete oder kom-

plette Dienste auf der

Strecke.

Anders als die Politik es

glauben wollte, schafft

der freie Markt keine flä-

chendeckende Breit-

bandversorgung. 2014

hat Deutschland als

Standort an Wettbe-

werbsfähigkeit verloren,

die digitale Kluft im Land

ist tiefer geworden. Der

industrie- und sozialpoli-

tisch benötigte Breit-

bandausbau soll nun

durch die Einführung ei-

nes modernen Breit-

band-Universaldienstes

schnell realisiert werden.

Außerdem strebt die Re-

gierung an, sehr schnell

Schnittstellen-Standards

vorzuschreiben, um die

Barrieren im Internet ab-

zureißen.

Christoph Heil

Flickenteppich Deutschland

D

D

Fo
to

:T
el

ek
o

m



Die Deutsche Telekom/VCS hat, statt wie
vereinbart in größerem Umfang externes
Arbeitsvolumen zurückzuholen, ganze
Standorte mit allen Beschäftigten und ent-
sprechenden Auftragszusagen an walter
services, Bertelsman/arvato services und
D&S/Teldas verkauft. Beschäftigte der Vi-
vento Costumer Services (VCS) wurden so
zuerst an den Rand des Konzerns gedrängt
und dann raus in die Arbeitslosigkeit.

erbunden waren diese Verkäufe mit Ver-

schlechterungen der Einkommens- und Ar-

beitsbedingungen und letztendlich mit der Schlie-

ßung von Standorten bei Bertelsmann/arvato

services in Potsdam, Freiburg und Stralsund. 2012

wird auch in Erfurt (BO) geschlossen. Zudem hat

Teldas für 2012 die Schließung aller gekauften

Standorte angekündigt.

So sind inzwischen einige ehemalige Telekom-

Beschäftigte in der Arbeitslosigkeit gelandet.

Von sozialverträglichem Personalumbau kann

hier nicht die Rede sein.

Wenn die DTAG behauptet, alles getan zu ha-

ben, um die Arbeitsplätze der verkauften Kolle-

ginnen und Kollegen zumindest für fünf Jahre si-

cher zu gestalten, so ist die Realität eine völlig

andere.

� Gerichte bestätigen
Auch Arbeitsgerichte haben sich mit der Ver-

kaufspraxis der Telekom/VCS beschäftigt und

ein Arbeitsgericht hat folgendes festgestellt:

Die Deutsche Telekom/VCS hat den Kolleginnen

und Kollegen vorgespiegelt, die Arbeitsplätze

seien durch die „Auftragszusage für 5 Jahre“

und einer „denkbaren Verlängerungsoption“

sicher.

„Dies ist eine bewusste Irreführung“, so das Ar-

beitsgericht, „denn der Beklagten

(Telekom/VCS) war bereits im Zeitpunkt … des

Betriebsüberganges bekannt“, dass sowohl der

übergegangene Betrieb als auch die Arbeits-

plätze äußerst gefährdet waren.

Das sind deutliche Worte zu dem von der Tele-

kom immer wieder propagierten sozialverträg-

lichen Personalumbau und den angeblich um-

fassenden Massnahmen der Telekom, die die

Arbeitsplätze nach einem Verkauf sichern soll-

ten.

Die Deutsche Telekom ist nach Auffassung von

ver.di nach wie vor in der sozialen Verantwor-

tung für die Kolleginnen und Kollegen aus den

verkauften Standorten. Das Unternehmen muss

dieser sozialen Verantwortung endlich nach-

kommen und darf sich nicht hinter angeblich

umfassenden Sicherungen der Arbeitsplätze

„verschanzen“.

Bis Ende 2010 hatte ver.di eine Beschäftigungs-

sicherung einschließlich des Verkaufsschutzes

mit der VCS tariflich vereinbart. Doch jetzt geht

wieder die Angst um, was aus den Arbeitsplät-

zen und Standorten bei der VCS wird.

Immer wieder wurde den Beschäftigten erklärt,

dass sie eine gute Arbeit leisten, die vorgege-

benen Kennziffern erfüllen, die Kunden zufrie-

den sind und jeder hätte meinen können, es sei

alles in Ordnung. Weit gefehlt.

TELEKOM-KONZERN Fortsetzung von Seite 1 KOMM 11/2011
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Tarifrunde 2011:
Vivento Costumer Services
(VCS)

Deutsche Telekom lehnt
Verhandlungen ab

Nach mehr als fünf Jahren ha-
ben die Beschäftigten bei Vi-
vento Costumer Services (VCS)
die Nase voll. Sie verlangen,
dass die Telekom endlich über
die Höhe ihrer Gehälter ver-
handelt, um ein Abkoppeln
von der Entgeltentwicklung
im Konzern Deutsche Telekom
zu verhindern. Das ist weder
ungerechtfertigt, noch uner-
füllbar. Trotzdem lehnt die Te-
lekom die Verhandlungen bis-
lang ab.

eit vielen Jahren gibt es

kaum Bewegungen bei den

Gehältern der VCS. Zwar gab es

2009 eine Einmalzahlung für die

tariflichen Beschäftigten, auch

sind die beurlaubten Beamten an

die Besoldungsrunden der Bun-

desbeamten gekoppelt, doch

mehr ist bislang nicht passiert.

Die Beschäftigten halten es für

überfällig, dass sich die Telekom

an den Verhandlungstisch setzt

und über die Entgelte verhandelt.

Entsprechende ver.di-Forderun-

gen stoßen bislang aber auf

taube Ohren.

Für den Arbeitgeberverband der

Telekom hat die VCS mit ihren Be-

schäftigten die Vivento bei der

Gestaltung der Erneuerungs- und

Umstrukturierungsprozesse im

Konzern Deutsche Telekom zwar

durch die Eröffnung von Beschäf-

tigungsmöglichkeiten innerhalb

und außerhalb des Konzerns un-

terstützt. Daraus folgt aber, dass

das Geschäftsmodell VCS in ho-

hem Maße wirtschaftlich defizi-

tär sei. Für eine Tarifrunde und

andere tarifliche Regelungen sei

deshalb kein Spielraum.

Fortsetzung Seite 5

Vivento Costumer Services

Chance für sozialverträglichen
Personalumbau im Telekomkonzern?
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Die Telekom/VCS verweigert nicht nur die Ta-

rifverhandlungen, sondern verkündet die

Schließung der VCS-Standorte in Norden und

Bonn, ohne Alternativen zur Beschäftigungssi-

cherung und zu Konditionensicherungen vor-

legen zu können. Ein Blick auf die Landkarte

zeigt, dass es gerade für die Beschäftigten im

Norden kaum andere Arbeitsplätze bei der Te-

lekom gibt. Sie sollen rund 90 Kilometer zum

neuen Standort reisen. Der Ausverkauf der VCS

soll also weitergehen.

ver.di fordert die Deutsche Telekom auf, endlich

den Kolleginnen und Kollegen wieder eine ver-

nünftige Perspektive im Konzern Deutsche Te-

lekom zu bieten. Das heißt für ver.di sichere Ar-

beitsplätze mit vernünftigen Einkommens- und

Arbeitsbedingungen. ver.di wird die Beschäf-

tigten mit allen zur Verfügung stehenden Mit-

teln unterstützen und ruft sie dazu auf, bei der

Durchsetzung dieser Forderungen aktiv zu wer-

den.

Joachim Pütz

Fortsetzung von Seite 4

Diese Antwort ist ein „kräftiger

Schlag in’s Gesicht“ der enga-

gierten und hochmotivierten Be-

schäftigten, die ansonsten von

der VCS zu hören bekommen,

dass sie hervorragende Leistun-

gen bringen, die Kennzahlen in

die richtige Richtung zeigen und

die Kunden zufrieden sind.

Der Dank für die guten Leistun-

gen der Kolleginnen und Kolle-

gen kann und darf nicht der Ver-

kauf oder die Schließung der

Standorte sein.

Die Zurückweisung der Verhand-

lungen für die VCS passt in die

bisherige Personalpolitik der Te-

lekom, insbesondere in die Vor-

stellungen von Arbeitsdirektor

Sattelberger. In den letzten Jahren

haben die Beschäftigten die Tele-

kom mehrfach durch Arbeits-

kämpfe zu einem Tarifabschluss

zwingen müssen. Dabei haben

die hinzugezogenen Schlichter

mehr als einmal bestätigt, dass

die Forderungen von ver.di be-

rechtigt waren. Nun will Arbeits-

direktor Sattelberger scheinbar

auch die Beschäftigten der VCS

zu Aktionen „zwingen“ und nicht

am Verhandlungstisch vernünf-

tige Lösungen finden.

Die Kolleginnen und Kollegen der

VCS sind bereit, sich der Ausei-

nandersetzung zu stellen und be-

reiten entsprechende Aktionen

vor. ver.di stellt sich auf eine harte

Auseinandersetzung ein und wird

die Beschäftigten der VCS bei ih-

rem berechtigten Wunsch nach

mehr Gehalt unterstützen. Die

anderen Beschäftigten

im Konzern sicher

auch.

Joachim Pütz

In der deutschen Wirtschaft gibt es aktuell
rund 38.000 offene Stellen für IT-Experten.
Das ist das Ergebnis einer Studie zum Ar-
beitsmarkt für IT-Fachkräfte, die der
Hightech-Verband BITKOM in Berlin vorge-
stellt hat.

ei der repräsentativen Umfrage wurden

1.500 Geschäftsführer von Unternehmen

aller Branchen gefragt. Der Bedarf an IT-Exper-

ten sei kräftig gestiegen, sagte BITKOM-Präsi-

dent Professor Dieter Kempf. Nach Einschät-

zung der befragten Firmen habe sich der

Fachkräftemangel trotz der schwächeren Ge-

samtkonjunktur verschärft. Laut Umfrage ent-

fallen rund 16.000 der offenen Stellen für IT-Ex-

perten auf die ITK-Branche, der Großteil davon

auf Anbieter von Software und IT-Dienstleis-

tungen. 84 Prozent der ITK-Unternehmen mit

freien Arbeitsplätzen suchen Software-Spezia-

listen für die Entwicklung neuer Anwendun-

gen. 40 Prozent benötigen Marketing- und Ver-

triebsexperten und 36 Prozent IT-Berater.

Aus ver.di-Sicht zeigt sich vor allem eins deut-

lich: Die Unternehmen suchen Fachkräfte mit

fundierter Ausbildung für anspruchsvolle Auf-

gaben, doch die wachsen nicht auf Bäumen.

Statt laufend umzustrukturieren und vorhan-

dene Beschäftigte aus dem Unternehmen zu

drängen, sollte die IT-Branche selbst in die qua-

lifizierte Ausbildung ihres Personals investie-

ren, dann kann sie auch die offenen Stellen be-

setzen.

BITKOM-Studie

IT-Experten gesucht

B



Einen Tarifvertrag zur betrieblichen Alters-
versorgung gibt es seit Bestehen der Kabel
Deutschland. Aus ver.di-Sicht hätte es auf-
grund der ökonomischen Daten keinen An-
lass zur Veränderung gegeben. Doch die
Arbeitgeber machten Druck und wollten
„Einsparpotential“ durch Veränderungen
der betrieblichen Altersversorgung durch-
setzen. Am Ende kam doch noch ein guter
Kompromiss heraus, der die betriebliche Al-
tersversorgung langfristig bei Kabel
Deutschland sichert.

m Februar hatten die Arbeitgeber von Kabel

Deutschland ver.di angeschrieben und eine

Anpassung der betrieblichen Altersversorgung

gefordert. Im Falle der Nichteinigung wollten

sie den Tarifvertrag kündigen oder die Beiträge

für die Kolleginnen und Kollegen auf dem jetzi-

gen Stand „einfrieren“. Gleiches wurde dem

Konzernbetriebsrat (KBR) in Bezug auf die Kon-

zernbetriebsvereinbarung zur betrieblichen Al-

tersversorgung mitgeteilt.

In mehreren Verhandlungsrunden haben dann

ver.di und der KBR gemeinsam über die Mög-

lichkeiten einer Anpassung der Regelungen ver-

handelt.

Die betriebliche Altersversorgung für die Kolle-

ginnen und Kollegen hat einen hohen Stellen-

wert. Das wollte ver.di stützen und auch für die

Zukunft absichern.

Im Ergebnis der Verhandlungen mit dem Ar-

beitgeber, konnten ver.di und der KBR einen

Kompromiss vereinbaren der eine langfristige

Sicherung der betrieblichen Altersversorgung

beinhaltet und die Anpassungen insbesondere

für die Beschäftigten in den unteren Entgelt-

gruppen wesentlich geringer ausfallen lässt, als

ursprünglich von Kabel Deutschland beabsich-

tigt.

Zugeständnisse mussten bei der Höhe des zu be-

rücksichtigenden Bezugsentgeltes gemacht wer-

den. Zukünftig wird das Urlaubsgeld nicht mehr

mit in die Berechnung des Bezugsentgeltes ein-

fließen, und die variable Vergütung wird für alle

mit einem Zielerreichungsgrad von 100 Prozent

berücksichtigt. Für die tariflichen Beschäftigten

bleibt es bei einem Beitrag in Höhe von 2,5 Pro-

zent des Bezugsgehaltes. Alle steuerpflichtigen

Zuschläge, Zulagen, Prämien usw., einschließlich

der Vergütung und der Zuschläge für die Mehr-

arbeit, werden weiterhin berücksichtigt. Hier

wollten die Arbeitgeber massiv eingreifen, ver.di

konnte das verhindern.

Für die außertariflichen Beschäftigten wird auch

künftig ein Beitrag in Höhe von 2,5 Prozent des

Grundgehaltes bereitgestellt. Darüber hinaus

wird ein zusätzlicher Beitrag in Höhe von 7,5

Prozent (alt 9 Prozent) des Anteils des Grund-

gehaltes, der die Beitragsbemessungsgrenze der

Rentenversicherung übersteigt, bezahlt.

Die Altersfaktoren werden auf der Basis einer

maximalen Verzinsung von 5 Prozent (alt 6 Pro-

zent) angepasst.

Der Tarifvertrag ist frühestens mit Wirkung zum

31. Dezember 2022 kündbar. Sofern der Ar-

beitgeber gegenüber ver.di oder dem KBR keine

schriftliche Erklärung bezüglich einer beabsich-

tigten Kündigung oder des „Einfrierens“ der

Beiträge abgibt, verlängert sich die Beitragszeit

um ein weiteres Jahr. D. h. beispielsweise nach

Ablauf des Kalenderjahres 2012, wenn keine

Erklärung abgegeben wurde, bis zum Ablauf

des 31. Dezember 2023.

Joachim Pütz
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Kabel Deutschland

Betriebliche
Altersversorgung
langfristig gesichert

I

Vernünftiger
Kompromiss

Mit dem neuen Tarifver-
trag wurde ein Kompromiss
geschaffen, der die betrieb-
liche Altersversorgung lang-
fristig für die Kolleginnen
und Kollegen sichert. Auch
wenn einige Einschnitte
nicht verhindert werden
konnten, fallen diese we-
sentlich geringer aus, als ur-
sprünglich vom Arbeitgeber
vorgesehen. Insgesamt ist es
also ein vernünftiger Kom-
promiss. Die betriebliche Al-
tersversorgung bleibt ein
wichtiger Bestandteil der Ar-
beitsbedingungen bei Kabel
Deutschland und ein wichti-
ger Bestandteil der Alters-
vorsorge für die Kolleginnen
und Kollegen.

Joachim Pütz
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Zu Beginn 2012 steht die nächste Tarifrunde
im Telekom-Konzern an. In diese Tarifrunde
einbezogen sind neben den drei Servicege-
sellschaften, der T-Deutschland GmbH und
der DTAG auch die Unternehmen in der T-
Systems. Für die zuletzt genannten Unter-
nehmen sind die Entgelttarifverträge be-
reits zum 31. Dezember 2011, für die
sonstigen Unternehmen zum 31. Januar
2012 kündbar.

eit Mitte des Jahres bereitet der ver.di-Bun-

desfachbereich TK/IT die Tarifrunde vor. Bis

in die Betriebe hinein sind die beteiligungsori-

entierten Strukturen aufgebaut. Das Kommuni-

kationsstool von ver.di zu den Multiplikatoren in

den Betrieben steht. Die notwendigen Arbeits-

kampfstrukturen werden zurzeit vorbereitet.

ver.di bereitet diese Tarifrunde als gemeinsame

Tarifauseinandersetzung aller beteiligten Unter-

nehmen vor. Bis Ende November 2011 läuft in

den Betrieben die Mitgliederdebatte zur kon-

kreten Forderung, mit der ver.di in die Tarifaus-

einandersetzung 2012 geht.

Die Diskussion findet auf der Grundlage des

vom Bundesfachbereichsvorstands beschlosse-

nen zentralen Forderungsrahmens statt.

Dieser beinhaltet:
• Entgelterhöhung von 6 Prozent,

• Überproportionale Anhebung der niedrigeren

Entgeltbereiche durch einen Mindestbetrag,

• Unmittelbare 1:1 Weitergabe des Tarifergeb-

nisses an alle Beschäftigten,

• Überproportionale Anhebung der Ausbil-

dungsvergütungen und der Vergütung für

duale Studenten, bei stärkerer Anhebung des

Cluster ll,

• Laufzeit von 12 Monaten,

• Begrenzung und Reduzierung der variablen

Entgeltanteile,

• Verlängerung des Auslagerungsschutzes.

Selbstverständlich steht im Mittelpunkt der Ta-

rifrunde das Thema der Entgelterhöhungen. Die

laufende Debatte in den Betrieben zeigt aber

auch klar, dass das Thema Variable eines ist, das

die Kolleginnen und Kollegen massiv bewegt. All

zu lange hat der Arbeitgeber die variablen Ent-

geltbestandteile als Druck- und Belastungsin-

strument missbraucht. Der Bogen ist über-

spannt. Aus allen Unternehmen kommt die klare

Position „der Variablen müssen die Giftzähne

gezogen werden“.

Um das Thema der Variablen konsequent in der

Tarifauseinandersetzung angehen zu können,

hat der Bundesfachbereich zum 31. Dezember

2011 tarifvertragliche Regelungen zu den varia-

blen Entgeltanteilen aufgekündigt. Die Botschaft

an die Arbeitgeber ist klar, ein Zurück zur alten

Variablen gibt es nicht mehr.

Im Januar 2012 werden die Verhandlungen zur

Tarifrunde 2012 beginnen. Bis dahin soll mit Hilfe

der Beteiligungsstrukturen die Tarifauseinander-

setzung konsequent und gut vorbereitet sein.

Gelten die Erfahrungswerte von 2011 auch für

2012, so ist davon auszugehen, dass ver.di am

Verhandlungstisch einem auf Konflikt ausge-

richteten Arbeitgeber gegenübersitzen wird.

Hierauf stellt sich ver.di ein und ist entspre-

chend vorbereitet.

Michael Halberstadt
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Telekom-Konzern

Tarifrunde
2012

in Vorbereitung

S

walter services

ver.di kritisiert
Standort-
schließung

ver.di kritisiert die geplante
Schließung des Standorts
Hamburg beim Call-Center-
Dienstleister walter services
GmbH. ver.di erwartet, dass
Umbaupläne sozial abgefe-
dert werden. Oberstes Ziel
müsse der Erhalt möglichst
vieler Arbeitsplätze sein,
sagte Ulrich Beiderwieden
vom Fachbereich 13 (Beson-
dere Dienstleistungen).

Die Geschäftsführung der wal-

ter services GmbH hatte nach ei-

ner Aufsichtsratssitzung in Ett-

lingen die Schließungspläne für

den Standort in der Hansestadt

bekanntgegeben. Von der Maß-

nahme sind rund 230 Beschäf-

tigte betroffen.

Das Management des Call-Cen-

ter-Betreibers trifft mit seinen

Maßnahmen ausschließlich das

Personal. walter services muss

seiner sozialen Verpflichtung ge-

genüber den Beschäftigten und

deren Familien gerecht werden.

Interessenausgleiche und Sozial-

pläne, die am Ende in Entlassun-

gen münden, sind nicht akzep-

tabel.

ver.di Pressestelle
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TKG-Novelle verabschiedet:

Der große Wurf ist
ausgeblieben

Vorteile für
Verbraucher

Verbraucher dürfen sich
freuen. Für sie hat der Gesetz-
geber Verbesserungen vorge-
sehen. Die TKG-Novelle enthält
z. B. Vorgaben, wie schnell der
Wechsel zwischen Telefon- und
Internetanbietern oder Um-
züge von Anschlüssen abgewi-
ckelt werden müssen. In der Re-
gel müssen diese innerhalb von
einem Arbeitstag erfolgen. Das
ist technisch und administrativ
für die TK-Anbieter eine echte
Herausforderung.

Beim Thema Warteschleifen
gab es keine großen Überra-
schungen. Das neue TKG wird
künftig regeln, dass die Zeit in
einer Warteschleife beim Tele-
fonat mit einem kostenpflich-
tigen Service künftig für den
Anrufer kostenfrei zu sein hat.

Neu ist auch eine Regelung zu
den Mindestvertragslaufzeiten
bei Telefonanschlüssen. Alle
Anbieter werden verpflichtet,
künftig auch Verträge mit
Laufzeiten von zwölf Monaten
anzubieten. Üblich waren bis-
her 24 Monate Mindestver-
tragslaufzeiten.

Die Novellierung des TKG ist
somit wieder einmal erfreulich
für die Verbraucher. Die Folgen
für den Breitbandausbau und
die daraus resultierenden Ef-
fekte für Beschäftigung und
Wirtschaft bleiben abzuwar-
ten. Ein großer Wurf ist diese
Novelle jedenfalls nicht!

Christoph Heil

Am 27. Oktober 2011 hat der Deutsche Bun-
destag die seit langem strittig diskutierte
Novellierung des Telekommunikationsge-
setzes (TKG) verabschiedet. Damit wurden
endlich die 2009 von der Europäischen
Union (EU) beschlossenen Richtlinien zur
TK-Regulierung umgesetzt. Hauptziel der
Regierung ist es, den Breitbandausbau an-
zuschieben und die Verbraucherrechte wei-
ter zu stärken. Während Verbraucher in je-
dem Fall von der Novelle profitieren
werden, bleibt der Effekt für die TK-Branche
sowie den Breitbandausbau noch fraglich.

er Bundestag hat den Entwurf der Novelle

zum Telekommunikationsgesetz (TKG) ge-

gen die Stimmen der Opposition beschlossen.

Nun muss der Bundesrat noch entscheiden, ob

tiefgreifende Änderungen vorgenommen wer-

den sollen (Stand Redaktionsschluss). Zwar gibt

es zaghafte Willensbekundungen der Länder-

vertreter, durch die Einführungen eines Breit-

band-Universaldienstes den lahmenden Breit-

bandausbau zu beschleunigen. Doch dürfte sich

diese Initiative nicht gegen den Widerstand von

Bundestagsvertretern der CDU, FDP, SPD-Frak-

tionen durchsetzen.

� Ausbau schafft Arbeit
ver.di setzte im laufenden Gesetzgebungsver-

fahren auf eine deutliche Förderung des Breit-

bandausbaus. Dieser sichert den Wirtschafts-

standort, erhält und schafft Arbeitsplätze und

hat wissenschaftlichen Studien zufolge positive

Effekte auf das Bruttosozialprodukt. Trotz voll-

mundiger Versprechungen hat die Bundesregie-

rung die eigenen Ziele ihrer 2008 gestarteten

Breitbandinitiative bislang verfehlt. Auch sieht

die TK-Branche den Gesetzgebungsprozess in

Bezug auf günstigere Rahmenbedingungen für

Investitionen in moderne Netze bisher eher kri-

tisch.

ver.di setzt sich für eine schnelle Einführung ei-

nes modernen Breitband-Universaldienstes ein.

Dieser schafft klare Bedingungen für den flä-

chendeckenden Ausbau einer hochleistungsfä-

higen TK-Infrastruktur. Er bietet Chancen für

Netzbetreiber, fördert Kooperationen und er-

zwingt dort staatliches Engagement und finan-

zielle Förderungen, wo das Risiko eines Netz-

ausbaus für TK-Unternehmen zu hoch ist. Ein

Breitband-Universaldienst baut flächendeckende

Infrastrukturen auf und ermöglicht struktur-

schwachen Regionen in absehbarer Zeit eine

zeitgemäße TK-Versorgung.

Die Chance auf Einführung eines modernen

Breitband-Universaldienstes hat der Bundestag

zunächst verpasst, doch wurden nun zumindest

die richtigen Weichen zur Förderung eines mo-

dernen Netzausbaus gestellt. So sollen Gas- und

Stromversorger verpflichtet werden, unter be-

stimmten Bedingungen Leerrohre für Internet-

kabel zur Verfügung zu stellen. Dadurch werden

teure Grabungskosten und zusätzliche Baustel-

len vermieden. Außerdem wurden bestehende

regulatorische Hindernisse für Kooperationen

der Netzbetreiber verringert. Aber in Summe

der Maßnahmen spricht die ver.di-Arbeitsgruppe

Regulierungspolitik im Fachbereich 9 von „kos-

metischen Maßnahmen“.

Christoph Heil

D

Breitband-Universaldienst baut flächendeckende

Infrastrukturen auf und erreicht jeden Winkel.

Foto: MEV


